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Drucksache 3447 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Mai 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsaussdiusses des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 176. Sitzung 
am 3. Mai 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 11. April 1957 verabschiedeten r 

Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung des 
Beamtenrechts (Beamtenrechtsrahmengesetz - 

BRRG) 

- Drucksachen 3363, 1549, zu 1549 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 3. Mai 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. April 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


DruUc: Bonner Universitäts-BuUidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 36öl 



Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts 
(Beamtenrechtsrahmengesetz - BRRG) 


1. Zu §§ 5 und 8 

a) § 5 ist zu streichen, 

b) § 8 ist wie folgt neu zu fassen: 

«§ 8 

Ernennungen sind nach Eignung, Be- 
fähigung und fachlicher Leistung ohne 
Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, 
Rasse, Glauben, religiöse oder politische 
Anschauungen, Herkunft oder Beziehun- 
gen vorzunehmen.“ 

Begründung zu a) und b) 

Die Vorschrift des vom Bundestag neu einge- 
fügten § 5 bedeutet einen wesentlichen Ein- 
griff in die Personalhoheit der Länder; sie 
geht über den Charakter eines Rahmenge- 
setzes hinaus und ist daher verfassungsrecht- 
lich unzulässig. 

Im Gegensatz zum Bund, der eine eigene Aus- 
bildung des Beamtennachwuchses nicht kennt, 
Ist gerade bei den Ländern und Gemeinden 
dieses Problem das vorherrschende. Der Be- 
amtennachwuchs wird auf Grund von Aus- 
schreibungen für den öffentlichen Dienst ge- 
wonnen. Es Ist nicht einzusehen, warum dieser 
bereits durch Ausschreibung gewonnene Nach- 
wudis bei der Besetzung von Planstellen sich 
noch einmal bewerben sollte. 

Die Wiederherstellung des § 8 In der Fassung 
des § 7 der Regierungsvorlage ergibt sich als 
Folge des Änderungsvorschlages zu § 5. 

2. Zu §§ 11, 13 und 17 

a) § 11 Ist eingangs wie folgt neu zu fassen: 

„Soweit nach gesetzlicher Vorschrift bei 
der Ernennung eine unabhängige Stelle 
oder . . 


b) In § 13 Abs. 1 ist der zweite Halbsatz wie 
folgt neu zu fassen: 

„sofern nicht durch Gesetz bestimmt wird, 
daß Ausnahmen zulässig sind.“ 

c) In § 13 Abs. 2 Ist der dritte Satz wie folgt 
neu zu fassen: 

„Durch Gesetz kann bestimmt werden, 
daß Ausnahmen zugelassen werden kön- 
nen.“ 

d) In § 17 sind Absatz 1 ersatzlos und In 
Absatz 3 letzter Satz die Worte „durch 
die unabhängige Stelle (§62)“ zu streichen, 

Begründung zu a) bis d) 

Folge der vorgeschlagenen Streichung der 
§§ 62 und 63. 

3. Zu § 26 

§ 26 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 26 

Die Altersgrenze der Beamten ist durch 
Gesetz zu bestimmen. Der Beamte auf Lebens- 
zeit tritt nach Erreichen der Altersgrenze in 
den Ruhestand. Der Zeitpunkt des Eintritts in 
den Ruhestand ist gesetzlich zu regeln.“ 

Begründung 

§ 26 enthält in Absatz 3, aber auch in Ab- 
satz 1 eine ins einzelne gehende Regelung, die 
über die Rahmengesetzgebungsbefugnis des 
Bundes hinausgeht. Seine Wiederherstellung In 
der Fassung des § 25 der Regierungsvorlage 
erscheint daher angezeigt. 
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4. Zu § 40 

Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Regelung, welche eine für die 
Länder verbindliche Zuständigkeitsfestlegung 
auf die obersten Landesinstanzen trifft, geht 
über die Rahmengesetzgebungsbefugnis des 
Bundes hinaus. Sie ist mit dem kommunalen 
Verfassungsrecht in den Ländern nicht verein- 
bar und auch aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung unerwünscht. 

5. Zu § 42 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Diese Vorschrift geht über die Rahmengesetz- 
gebungsbefugnis des Bundes hinaus. 

6. Zu § 43 

Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 sind zu 
streichen. 

Begründung 

Das Bedürfnis nach einer rahmenrechtlichen 
Regelung kann sich auf die allgemeine Vor- 
schrift beschränken, wonach gesetzlich zu be- 
stimmen ist, in welchen Fällen eine Neben- 
tätigkeit der Genehmigung bedarf. Die nähere 
Einzelregelung muß allein eine Angelegenheit 
der Länder bleiben (vgl. den gleichen Vor- 
schlag des Bundesrates im ersten Durchgang, 
BT-Drucksache 1549 Anlage 2 Ziff. I Nr. 20). 

7. Zu § 45 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Da die generelle Regelung der Arbeitszeit 
durch das Rahmengesetz nicht mehr ange- 
sprochen wird, kann auch eine Bestimmung, 
wonach diese Dienstzeit im Zusammenhang 
mit Bereitschaftsdienst einen Zeitraum von 
sechzig Stunden wöchentlich nicht überschrei- 
ten darf, nicht aufrechterhalten werden. Ganz 
abgesehen davon erfordert die Eigenart des 
Dienstes verschiedener Zweige, insbesondere 
der Berufsfeuerwehr, die Notwendigkeit, ge- 
gebenenfalls eine Dienstzeit von mehr als 
sechzig Stunden im wöchentlichen Zeitraum 
festzusetzen. 

8. Zu § 57 

In Satz 1 ist der zweite Halbsatz zu streichen. 


Begründung 

Die Bestimmung, daß alle den Beamten be- 
treffenden Vorgänge zu den Personalakten 
gehören, Ist durch die Rahmengesetzgebungs- 
befugnis des Bundes nicht gedeckt. 

9. Zu § 59 

§ 59 ist zu streichen. 

Begründung 

Durch diese Vorschrift wird in die Gesetz- 
gebungsinitiative in den Ländern und damit 
in das Verfassungsrecht der Länder eingegrif- 
fen. Die Vorschrift geht über die Rahmenge- 
setzgebungsbefugnis des Bundes hinaus. Sie 
würde wegen der hierdurch für die Heraus- 
gabe von Verwaltungsvorschriften eintreten- 
den Verzögerung auch den für eine Verein- 
fachung der Verwaltup*" geltenden Grund- 
sätzen widersprechen. 

10. Zu C2 und 63 

Die §§ 62 und 63 sind zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschriften sind verfassungsrechtlich 
unzulässig, zumindest bestehen gegen sie 
schwerwiegende verfassungspolitische Beden- 
ken, da sie zu weitgehend in die Verfassungs- 
ordnung der Länder und die Organisation der 
Landesverwaltungen eingreifen (vgl. den glei- 
chen Vorschlag des Bundesrates im ersten 
Durchgang, BT-Drucksache 1549 Anlage 2 
Ziff. I Nr. 25). 

11. Zu § 75 

In Absatz 1 ist der letzte Satz zu streichen. 
Begründung 

Es ist widerspruchsvoll, den Kindern aus einer 
sogenannten Nachehe (Ehe, die erst nach dem 
Eintritt in den Ruhestand und nach Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres 
des Ruhestandsbeamten geschlossen wurde) 
keinen Anspruch auf Versorgung zuzugestehen 
(so § 75 Abs. 2), hingegen für die unehelichen 
Kinder von männlichen Beamten oder Ruhe- 
standsbeamten einen Rechtsanspruch auf Ver- 
sorgung zwingend vorzusehen. Die Lösung 
des Widerspruchs ist nur dadurch möglich, 
daß für das uneheliche Kind eines männ- 
lichen Beamten oder Ruhestandsbeamten eine 
Kannversorgung eingeführt wird, die in der 
Praxis dazu führt, daß In der Regel die Ver- 
sorgung gewährt wird. 
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12. Zu S 102 

§102 Ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorsdirift geht über die Rahmengesetz- 
gebungsbefugnis des Bundes hinaus, 

13. Zu § 103 

a) In Absatz 1 sind die Worte „nach amts- 
ärztlichem Gutachten'* zu streichen. 

b) In Absatz 1 sind die Worte „Innerhalb 
zweier Jahre" durch die Worte „binnen 
Jahresfrist“ zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Es erscheint nicht angebracht, bei den Polizei- 
vollzugsbeamten von der bei den übrigen Be- 
amten geltenden Regelung abzuweichen, daß 
die Dienstunfähigkeit durch den Dienstvor- 
gesetzten festgestellt wird. Im übrigen dürfte 
auch ein polizeiärztliches Gutachten zur Er- 
mittlung der Dienstunfähigkeit ausreichen. 

Die vorgesehene zweijährige Frist für die Be- 
urteilung der voraussiditlichen Wiederherstel- 
lung der Dienstfähigkeit erscheint unange- 
messen lang. 

c) In Absatz 2 sind die Worte „mit seinem 
Einverständnis" zu streichen. 

Begründung 

Die Einschränkung, einen polizeidienstunfähig 
gewordenen Polizeivollzugsbeamten nur mit 
seinem Einverständnis In ein Amt In einer 
anderen Laufbahn zu versetzen, widerspricht 
der dienstlichen Notwendigkeit. Wenn diese 
Bestimmung in der Praxis Bedeutung bekom- 
men soll, dann kann sie sie nur gewinnen 
durch Streichung der Worte „mit seinem Ein- 
verständnis“. 

14. Zu § 104 a (neu) 

Es ist ein neuer § 104 a mit folgendem Wort- 
laut einzufügen: 

„§ 104 a 

ri) Der Polizeivollzugsbeamte auf Probe 
kann, sofern er nicht nach § 24 Abs. 1 zu ent- 
lassen ist, nur entlassen werden, 

1. wenn er schuldhaft die ihm obliegenden 
Pflichten gröblich oder wiederholt verletzt 
oder 

2. wenn er sich in der Probezeit nicht bewährt 
oder 


3. wenn die Voraussetzungen des § 20 Satz 1 
vorliegen und eine andere Verwendung 
nicht möglich Ist oder 

4. wenn er die Ehe ohne eine gesetzlich vorge- 
schriebene Erlaubnis eingeht. 

(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2 
bis 4 gilt § 24 Abs. 4 entsprechend." 

Begründung 

Die besondere Eigenart des Dienstes der Poli- 
zeivollzugsbeamten erfordert es, daß insoweit 
besondere Regelungen getroffen werden. Die 
Wiederherstellung dieser Vorschrift in der 
vom Bundesrat beim ersten Durchgang ge- 
änderten Fassung des § 100 der Regierungs- 
vorlage (vgl. BT-Drucksache 1549 Anlage 2 
ZIff. I Nr. 34) erscheint deshalb angebracht. 

15. Zu §§ 111 und 112 

a) § 111 Abs. 1 ist eingangs wie folgt neu zu 
fassen: 

„(1) Die außerplanmäßigen Professoren, 
die als solche zu Beamten auf Widerruf 
ernannt sind und in Ihrer Eigenschaft als 
Privatdozenten Dienstbezüge erhalten, 
können, sofern . . ." 

b) § 112 ist eingangs wie folgt neu zu fassen: 

„Auf Privatdozenten, die als solche zu 
Beamten auf Widerruf ernannt sind und 
in ihrer Eigenschaft als Privatdozenten 
Dienstbezüge erhalten, finden , . 

Begründung zu a) und b) 

Sowohl das bisherige Bayerische Hochschul- 
recht wie das Hochschulrecht der Länder 
Schleswig-Holstein und Hamburg kenncm die 
Berufung von außerplanmäßigen Professoren 
in das Beamtenverhältnis auf Widerruf ohne 
gleichzeitige Gewährung von Dienstbezügen; 
in Bayern werden sämtliche Privatdozenten in 
das Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen, 
auch wenn sie keine Dienstbezüge erhalten. 
Es besteht kein Bedürfnis, die In diesen Län- 
dern langjährig bestehende bewährte Einrich- 
tung der beamteten Privatdozenten und 
außerplanmäßigen Professoren ohne Dienst- 
bezüge bundesgesetzlich auszuschließen. 

c) In § 111 Abs. 1 Satz 2 Ist nach Ersetzen 
des Punktes durch ein Semikolon folgen- 
der Halbsatz anzufügen: 
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„die allgemeinen Bestimmungen über die 
Abordnung und die Versetzung sind in 
diesem Falle anwendbar," 

Begründung 

Die in § 111 Abs. 1 Satz 2 In Verbindung mit 
Satz 1 Nr. 4 getroffene Regelung macht es 
erforderlich, für diesen Fall die durch § 108 
Abs. 1 an sich für Hochschullehrer ausge- 
schlossene Möglichkeit der Abordnung und 
Versetzung wiederherzustellen. Da ein außer- 
planmäßiger Professor im Falle der Beendi- 
gung seiner venia legendi dem Lehrkörper 
der Hochschule nicht mehr angehört, muß der 
Staac die Möglichkeit haben, ihn anderweitig 
zu verwenden. 

16. Zu § 115 a (neu) 

Es ist ein neuer § 115 a mit folgendem Wort- 
laut einzufügen: 

«§ 115a 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, 
daß die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Laufbahnen, die Probezeit, die Abordnung, 
die Versetzung und die Arbeitszeit auch auf 
Lehrer an anderen als wissenschaftlichen 
Hochschulen ganz oder teilweise keine An- 
wendung finden. 

(2) Für Dozenten an diesen Hochschulen, 
die als solche zu Beamten auf Widerruf er- 
nannt sind, kann gesetzlich eine dem § 112 
Satz 1 entsprechende Regelung getroffen 
werden. 

(3) Für Assistenten an diesen Hochschulen, 
die als solche zu Beamten auf Widerruf er- 
nannt sind, kann gesetzlich eine den §§ 113, 
114 Abs. 2 entsprechende Regelung getroffen 
werden. 

(4) Die Hochschulen im Sinne des Ab- 
satzes 1 bestimmt das Landesrecht." 

Begründung 

Es gibt in den Ländern Hochschulen, welche 
nicht wissenschaftliche Hochschulen sind (Päd- 
agogische Hoch, schulen, Kunsthochschulen, 
Musikhochschulen usw.), für deren Lehrkräfte 
die Länder die Anwendung der Vorschriften 
über die Laufbahnen, die Probezeit, die Ab- 
ordnung, die Versetzung und die Arbeitszeit 
ausschließen können müssen. Denn schon nach 
der jetzt in den Ländern bestehenden Rege- 
lung bzw. Übung finden diese Vorschriften 
vielfach auf die Lehrkräfte solcher Hoch- 
schulen keine Anwendung. Dies erklärt sich 


aus den besonderen Bedürfnissen und Auf- 
gaben solcher Einrichtungen, welche zur Ge- 
winnung der Lehrkräfte vielfach, wie für die 
'wissenschaftlichen Hochschulen, in dieser Hin- 
sicht eine Abweichung von den allgemeinen 
beamtenrechtlichen Vorschriften erfordern. 

Bei Anwendung der Laufbahnbestimmungen 
(§§ 14 und 15) auf diese Lehrkräfte würden 
sie größtenteils als sogenannte andere Bewer- 
ber (§ 17) zu behandeln sein, deren Befähi- 
gung durch die unabhängige Stelle festzustel- 
len wäre (§ 62). Da auf pädagogischem und 
künstlerischem wie auf wissenschaftlichem 
Gebiet der an der Hochschule zu vertretende 
Sachgegenstand sich lehrmäßig in der Regel 
nicht von der Person des Lehrers trennen läßt, 
würde die unabhängige Stelle durch Ableh- 
nung eines Bewerbers unter dem Gesichts- 
punkt der Laufbahnerfordernisse zugleich auf 
die von der Kultusverwaltung beabsichtigten 
Maßnahmen auf pädagogischem oder künstle- 
rischem Gebiet Indirekt Einfluß nehmen. Die 
Auswahl dieser „anderen Bewerber“ kann 
nicht vom beamtenrechtlichen Standpunkt 
unter Anlegung eines Maßstabes der Lauf- 
bahn, sondern nur vom Gesichtspunkt der Be- 
fähigung des Bewerbers für das Lehramt unter 
Berücksichtigung des gegebenenfalls bestehen- 
den satzungsgemäßen Vorschlagsrechts der 
Hochschulen getroffen werden. 

Es muß ferner auch künftig möglich sein, die 
an solchen Hochschulen in einzelnen Ländern 
tätigen außerplanmäßigen Dozenten ln ein 
Beamtenverhältnis auf Widerruf zu berufen 
und Ihnen die Vergünstigung des 5 H2 mit 
Ausnahme der Versetzung in den Ruhestand 
bei Erreichen der Altersgrenze zu gewähren. 

Ebenfalls muß es möglich sein, für die an sol- 
chen Hochschulen in einzelnen Ländern täti- 
gen Assistenten die Laufbahnvorschriften ent- 
sprechend der Regelung für die wissenschaft- 
lichen Assistenten auszuschließen, weil die 
Lehrkräfte an diesen Hochschulen nicht Lauf- 
bahnbeamte sind und sich auch die Assisten- 
ten nicht In einer Laufbahn befinden. Außer- 
dem muß den Ländern die Möglichkeit ge- 
geben sein, die Assistenten an diesen Hoch- 
schulen entsprechend dem bisherigen Rechts- 
zustand hinsichtlich ihrer Versorgung wie die 
wissenschaftlichen Assistenten zu stellen. 

Die Bestimmung, bei welchen Einrichtungen 
es sich um Hochschulen Im Sinne dieses Titels 
handelt, muß der Landesgesetzgebung über- 
lassen sein. 
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17. 2u § 120 

§120 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der vorgesdilagenen Streichung des 

§ 102 . 

18. Zu § 123 

§123 ist zu streichen. 

Begründung 

Es muß als selbstverständlich angesehen wer- 
den, daß die Länder auf Grund des § 1 ihre 
Vorschriften auf der Grundlage der Vor- 
schriften des Kapitels I regeln. Im übrigen ist 
die unmittelbare Anwendung der Vorschrif- 
ten des Kapitels I nicht praktikabel, da zahl- 
reiche Vorschriften dieses Kapitels, wie z. B. 
die §§ 7 und 15, noch der Ausfüllung durch 
ein Landesgesetz bedürfen (vgl. den gleichen 
Vorschlag des Bundesrates im ersten Durch- 
gang, BT-Drudksache 1549 Anlage 2 Ziff. I 
Nr. 51). 

19. Zu § 129 

§ 129 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorsdirift steht im Widerspruch zum Ver- 
fassungsrecht einzelner Länder, wonach den 
Beamten für die Verfolgung ihrer vermögens- 
rechtlichen Ansprüche der ordentliche Rechts- 
weg zusteht. Durch Bundesgesetz, insbeson- 
dere durch rahmenrechtliche Regelungen auf 
dem Gebiet des öffentlichen Dienstes, sollte 
nicht ohne zwingenden Grund in das Verfas- 
sungsrecht eines Landes eingegriffen werden. 
Darüber hinaus ist § 129 insofern irrefüh- 
rend, als für Klagen des Dienstherrn aus 
einem Rückgriff wegen Amtspflichtsver- 
letzung eines Beamten nach Artikel 34 Satz 3 
GG der ordentliche Rechtsweg nicht ausge- 
schlossen werden darf. 

20. Zu § 130 

§ 130 Ist zu streichen. 


Begründung 

§ 130 Abs. 1 widerspricht den Vereinfachungs- 
bestrebungen und durchbricht die Regel des 
§ 53 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes. 
Zudem beinhaltet diese Regelung eine Ein- 
schränkung der Rechtsprechungsbefugnis der 
obersten Verwaltungsgerichte der Länder zu- 
gunsten des Bundesverwaltungsgerichts, was 
im Hinblick auf die den Ländern im Bereich 
des öffentlichen Dienstes zustehende Personal- 
hoheit nicht gerechtfertigt ist. 

Die unbeschränkte Zulassung der Revision 
gegen die Urteile der Oberverwaltungsgerichte 
Ist auch im Hinblick auf die außerordentliche 
Überlastung des Bundesverwaltungsgerichts 
nicht angebracht. 

Die Regelung des § 130 Abs. 2 Ist mit Arti- 
kel 99 GG nicht vereinbar. Nach dieser Be- 
stimmung des Grundgesetzes kann den oberen 
Bundesgerichten die Entscheidung in Ange- 
legenheiten, bei denen es sich um die Anwen- 
dung von Landesrecht handelt, nur durch 
Landesgesetz, nicht aber durch Bundesgesetz 
zugewiesen werden. Bei der In § 130 Abs. 2 
erwähnten Rechtsnorm kann es sich aber auch 
um Landesrecht handeln. 

Die Streichung des § 130 ergibt sich im übri- 
gen schon als Folge der vorgeschlagenen Strei- 
chung des § 129. 

21. Zu §§ 138, 139 und 140 

Zu streichen sind in § 138 die Worte „und 
die Vorschriften des Kapitels II Abschnitt II 
für anwendbar zu erklären" und die §§ 139 
und 140. 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Streichung der 
§§ 129 und 130. 

22. Zu § 142 

In Absatz 1 ist die Nr. 43 zu streichen. 
Begründung 

Folge der vorgesdilagenen Streichung der 
§§ 129 und 130. 
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